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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1963 Ausgegeben am 12. August 1963 64. Stück

212. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Schweden zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Erbschaftssteuern.

213. Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika, betreffend die Finanzierung gewisser Erziehungs- und
Kulturaustauschprogramme.

214. Kundmachung : Ratifikation der Abkommen über das einheitliche Wechselgesetz, über
Bestimmungen auf dem Gebiete des internationalen Wechselprivatrechts und
über das Verhältnis der Stempelgesetze zum Wechselrecht durch Luxemburg sowie
über einen Vorbehalt Schwedens zum Abkommen über das einheitliche Wechsel-
gesetz.

212.

Nachdem das am 21. November 1962 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der
Republik Österreich und dem Königreich Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiete der Erbschaftssteuern, welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Schweden zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem

Gebiete der Erbschaftssteuern.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und seine Majestät der König von Schweden sind,
von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der
Erbschaftssteuern die Doppelbesteuerung nach
Möglichkeit zu vermeiden, übereingekommen,
ein Abkommen abzuschließen.

Zu diesem Zweck haben zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Sektionschef Dr. Josef Stangelberger

und Herrn Ministerialrat Dr. Otto Watzke
im Bundesministerium für Finanzen.

Seine Majestät, der König von Schweden:
Herrn Sven Allard, Seinen außerordentlichen

und bevollmächtigten Botschafter in Wien.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

Artikel 1

Dieses Abkommen ist auf Nachlaßvermögen
von Erblassern anzuwenden, die zur Zeit ihres
Todes in einem der beiden oder in beiden Staaten
ihren Wohnsitz hatten oder Staatsangehörige
eines der beiden oder beider Staaten waren.
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Artikel 2

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Erbschaftssteuern, die
für Rechnung eines jeden der beiden Staaten,
seiner Länder, Gemeinden oder Gemeindever-
bände erhoben werden.

(2) Als Erbschaftssteuern gelten alle Steuern,
die aus Anlaß des Todes als Steuern vom Nachlaß,
Erbanfall oder Vermögensübergang sowie als
Steuern von Schenkungen auf den Todesfall er-
hoben werden.

(3) Zu den Steuern, für die dieses Abkommen
gilt, gehören zur Zeit insbesondere:

a) In Österreich:
die Erbschafts- und Schenkungssteuer, so-
weit ihr Erwerbe von Todes wegen oder
Zweckzuwendungen von Todes wegen
unterliegen.

b) In Schweden:
die Erbschafts- und Schenkungssteuer, so-
weit ihr Erwerbe von Todes wegen unter-
liegen.

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den bestehenden Steuern oder an deren Stelle er-
hoben werden. Die obersten Finanzbehörden der
beiden Staaten werden sich am Ende eines jeden
Jahres die in ihren Steuergesetzen eingetretenen
Änderungen mitteilen.

Artikel 3

(1) Der Wohnsitz einer natürlichen Person gilt
als in dem Staat gelegen, in dem sie eine ständige
Wohnstätte hat. Hat sie in beiden Staaten eine
ständige Wohnstätte, so gilt ihr Wohnsitz als in
dem Staat gelegen, zu dem sie die engeren per-
sönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat
(Mittelpunkt der Lebensinteressen).

(2) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Staat die Person den Mittelpunkt der Lebens-
interessen hat, oder hat sie in keinem der Staaten
eine ständige Wohnstätte, so gilt ihr Wohnsitz
als in dem Staat gelegen, in dem sie ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat.

(3) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in beiden oder in keinem der beiden Staaten,
so gilt ihr Wohnsitz als in dem Staat gelegen,
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt.

Artikel 4

(1) Unbewegliches Nachlaßvermögen (einschließ-
lich des Zubehörs sowie des einem land- und
forstwirtschaftlichen Betrieb dienenden lebenden
und toten Inventars), das in einem der beiden
Staaten liegt, wird nur in diesem Staat besteuert.
Berechtigungen, auf welche die privatrechtlichen
Vorschriften über Grundstücke Anwendung fin-
den, sind dem unbeweglichen Vermögen gleich-
zustellen.
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(2) Absatz 1 gilt auch dann, wenn die ge-
nannten Vermögensgegenstände zu einem ge-
werblichen Unternehmen (Artikel 5) gehören.

(3) Was als unbewegliches Vermögen oder als
Zubehör gilt und was als dem unbeweglichen
Vermögen gleichgestellte Berechtigung anzu-
sehen ist, beurteilt sich nach den Gesetzen des
Staates, in dem der betreffende Gegenstand oder
der Gegenstand, auf den sich das in Rede stehende
Recht bezieht, liegt.

Artikel 5

(1) Für Nachlaßvermögen, das in einem der
beiden Staaten dem Betrieb eines gewerblichen
Unternehmens dient, gilt folgendes:

a) Hat das Unternehmen eine Betriebstätte
nur in einem der beiden Staaten, so wird
dieses Vermögen nur in diesem Staat be-
steuert.

b) H a t das Unternehmen Betriebstätten in bei-
den Staaten, so wird das Vermögen in
jedem der beiden Staaten insoweit be-
steuert, als es der in diesem Staate liegen-
den Betriebstätte dient.

(2) Der Begriff „Betriebstätte" richtet sich nach
den Vorschriften des zwischen den beiden Staaten
am 14. Mai 1959 abgeschlossenen Abkommens
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen.

(3) Absatz 1 findet auch Anwendung auf Be-
teiligungen an Personengesellschaften (handels-
bolag, kommanditbolag, enkelt bolag, partrederi,
gruvbolag) und andere Personenvereinigungen,
die nach den für sie maßgebenden innerstaat-
lichen Gesetzen keine juristischen Personen sind;
auf Beteiligungen an einem Unternehmen als stil-
ler Gesellschafter jedoch nur dann, wenn mit der
Einlage eine Beteiligung am Vermögen des Unter-
nehmens verbunden ist.

Artikel 6

Nachlaßvermögen, das nicht nach den Arti-
keln 4 oder 5 zu behandeln ist, wird nur in dem
Staat besteuert, in dem der Erblasser zur Zeit
seines Todes seinen Wohnsitz im Sinne des Ar-
tikels 3 hatte.

Artikel 7

(1) Schulden, die in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit den in den Artikeln 4 oder 5 be-
zeichneten Vermögensteilen stehen oder durch
diese sichergestellt sind, werden vorerst auf diese
Vermögensteile angerechnet.

(2) Andere Schulden als die im vorhergehenden
Absatz bezeichneten werden vorerst auf die nach
Artikel 6 zu behandelnden Vermögensteile ange-
rechnet.

(3) Wenn bei der in den beiden vorangehenden
Absätzen vorgesehenen Anrechnung ein unge-
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deckter Schuldenrest verbleibt, so wird dieser von
den anderen Vermögensteilen, welche im selben
Staat der Erbschaftsbesteuerung unterliegen, in
Abzug gebracht. Sind in diesem Staat keine
anderen Vermögensteile mehr vorhanden, die der
Erbschaftsbesteuerung unterliegen, oder verbleibt
trotz des Abzuges ein weiterer Schuldenrest, dann
wird dieser auf jene Vermögensteile angerechnet,
die im anderen Staat der Erbschaftsbesteuerung
unterliegen.

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
werden auf Fideikommisse Schulden nur insoweit
angerechnet, als sie darauf lasten oder darauf
sichergestellt sind.

Artikel 8

Dieses Abkommen schließt nicht aus, daß jeder
Staat die Steuer von den ihm zur Besteuerung
überlassenen Vermögensteilen nach dem Satz er-
heben kann, der anzuwenden wäre, wenn das ge-
samte Nachlaßvermögen nach den Gesetzen dieses
Staates zu besteuern wäre.

Artikel 9

Dieses Abkommen berührt nicht den Anspruch
auf etwaige weitergehende Befreiungen, die nach
den allgemeinen Regeln des Völkerrechtes oder
besonderen Vereinbarungen den Angehörigen
der diplomatischen oder konsularischen Vertre-
tungen zustehen. Soweit auf Grund solcher wei-
tergehenden Befreiungen Nachlaßvermögen im
Empfangstaat nicht besteuert wird, bleibt die Be-
steuerung dem Entsendestaat vorbehalten.

Artikel 10

(1) Glaubt ein Steuerpflichtiger, daß die Maß-
nahmen eines der beiden oder beider Staaten für
ihn die Wirkung einer Besteuerung haben oder
haben werden, die diesem Abkommen nicht ent-
spricht, so kann er unbeschadet der nach dem
innerstaatlichen Recht in den beiden Staaten
vorgesehenen Rechtsmittel seinen Fall der ober-
sten Finanzbehörde des Staates, in dem sein
Wohnsitz im Sinne des Artikels 3 anzunehmen
ist, oder der obersten Finanzbehörde des Staates
unterbreiten, in dem der Erblasser zur Zeit seines
Todes seinen Wohnsitz hatte.

(2) Die oberste Finanzbehörde wird, wenn sie
die Einwendung für begründet erachtet und selbst
nicht in der Lage ist, eine befriedigende Lösung
herbeizuführen, versuchen, den Fall im Einver-
nehmen mit der obersten Finanzbehörde des
anderen Staates so zu regeln, daß eine Besteue-
rung, die diesem Abkommen nicht entspricht,
vermieden wird.

(3) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten werden bemüht sein, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
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wendung dieses Abkommens entstehen, im gegen-
seitigen Einvernehmen zu regeln. Sie können
sich auch zum Zweck der Beseitigung von Dop-
pelbesteuerungen, die in diesem Abkommen
nicht geregelt sind, miteinander beraten.

(4) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten können zwecks Herstellung eines Einver-
nehmens im Sinne der vorstehenden Absätze un-
mittelbar miteinander verkehren. Erscheint ein
mündlicher Meinungsaustausch für die Herbei-
führung des Einvernehmens ratsam, so kann ein
solcher Meinungsaustausch in einer aus Vertre-
tern der obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten bestehenden Kommission erfolgen.

Artikel 11

(1) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten werden sich die Mitteilungen machen,
die zur Durchführung dieses Abkommens oder
zur Vermeidung von Steuerverkürzungen not-
wendig sind. Die obersten Finanzbehörden sind
jedoch nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen,
die nicht auf Grund der bei den Finanzbehörden
vorhandenen Unterlagen gegeben werden kön-
nen, sondern gesonderte Ermittlungen erfordern
würden. Der Inhalt der auf Grund dieses Artikels
zur Kenntnis der obersten Finanzbehörden ge-
langten Mitteilungen ist geheimzuhalten, un-
beschadet der Befugnis, ihn Personen und Be-
hörden (einschließlich der Gerichte in Schweden)
zugänglich zu machen, die nach den gesetzlichen
Vorschriften bei der Festsetzung oder Einhebung
der Steuern im Sinne dieses Abkommens mit-
wirken. Diese Personen und Behörden haben die
gleiche Verpflichtung wie die obersten Finanz-
behörden.

(2) Absatz 1 ist in keinem Falle so auszulegen,
daß einem der Staaten die Verpflichtung aufer-
legt wird,

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die seinen gesetzlichen Vorschriften oder
seiner Verwaltungspraxis widersprechen,

b) Einzelheiten mitzuteilen, deren Angabe
nach den gesetzlichen Vorschriften des
einen oder anderen Staates nicht gefordert
werden kann.

(3) Mitteilungen, die ein gewerbliches oder be-
rufliches Geheimnis offenbaren würden, dürfen
nicht gegeben werden.

Artikel 12

(1) Bei der Anwendung dieses Abkommens
durch einen der beiden Staaten ist, soweit sich
aus dem Zusammenhang nichts anderes ergibt,
jeder in diesem Abkommen nicht umschriebene
Begriff nach den Gesetzen dieses Staates auszu-
legen, die sich auf die Steuern im Sinne des
Abkommens beziehen.

(2) Die in diesem Abkommen genannten ober-
sten Finanzbehörden sind auf Seiten der Repu-
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blik Österreich das Bundesministerium für Finan-
zen und auf Seiten des Königreiches Schweden
das Finanzministerium oder die Behörde, der es
übertragen worden ist, an Stelle des Finanzmini-
steriums Fragen dieses Abkommens zu behan-
deln.

Artikel 13

(1). Dieses Abkommen soll ratifiziert werden,
und zwar österreichischerseits durch den Bundes-
präsidenten der Republik Österreich, schwedi-
scherseits durch Seine Majestät den König von
Schweden mit Zustimmung des Riksdags. Die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie mög-
lich in Stockholm ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist auf
alle Fälle anzuwenden, in denen der Erblasser
nach diesem Zeitpunkt verstorben ist.

(3) Dieses Abkommen soll so lange in Geltung
bleiben, als es nicht von einem der beiden Staaten
gekündigt wird. Wird es mindestens sechs Mo-
nate vor Ablauf eines Kalenderjahres gekündigt,
so verliert das Abkommen mit dem 1. Jänner des
folgenden Jahres seine Wirksamkeit. Es findet
daher noch auf Fälle Anwendung, in denen der
Erblasser vor diesem Zeitpunkt verstorben ist.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Staaten dieses Abkommen unterzeich-
net und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 21. November 1962, in
je zweifacher Ausfertigung in deutscher und
schwedischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Dr. Josef Stangelberger
Dr. Otto Watzke

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen
worden.

Geschehen zu Wien, am 2. Mai 1963.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Gorbach

Der Bundesminister für Finanzen:
Korinek

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 13 Absatz 2 am 10. Juni 1963 in Kraft getreten.
Gorbach
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213.

ABKOMMEN ZWISCHEN DER ÖSTER-
REICHISCHEN BUNDESREGIERUNG
UND DER REGIERUNG DER VER-
EINIGTEN STAATEN VON AMERIKA,
BETREFFEND DIE FINANZIERUNG
GEWISSER ERZIEHUNGS- UND KUL-

TURAUSTAUSCHPROGRAMME

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika;

In dem Wunsche, Programme zur weiteren
Förderung des gegenseitigen Verständnisses zwi-
schen der österreichischen Bevölkerung und der
Bevölkerung der Vereinigten Staaten von Ame-
rika durch Kontakte auf dem Gebiete der Er-
ziehung und Kultur fortzusetzen und auszubauen;

Unter Bedachtnahme darauf, daß solche Pro-
gramme in Übereinstimmung mit dem Über-
einkommen zwischen der Österreichischen Bun-
desregierung und der Regierung der Vereinigten
Staaten von Amerika, unterzeichnet in Washing-
ton am 6. Juni 1950, abgeändert und ergänzt
durch Notenwechsel vom 6. Juni 1955 sowie
durch Notenwechsel vom 9. Jänner und 13. März
1961, durchgeführt worden sind, und zwar mit
Mitteln, die von den Vereinigten Staaten von
Amerika zur Verfügung gestellt wurden, darunter
Beträge in Landeswährung, die Österreich im
Wege der Überschußgüter-Regelung gezahlt hat;

Unter Bedachtnahme auf den wechselseitigen
Nutzen, der aus derartigen Programmen gezogen
wird, und auf den Wunsch der beiden Regie-
rungen, zur Finanzierung und Durchführung
solcher Programme im Interesse einer weiteren
Festigung der internationalen Zusammenarbeit
beizutragen und hiebei einander zu unterstützen;

Sind wie folgt übereingekommen:

ARTIKEL 1

Es wird eine Kommission mit der Bezeich-
nung „Österreichisch-Amerikanische Erziehungs-
kommission" (im folgenden kurz als „die Kom-
mission" bezeichnet) eingesetzt, welche an die
Stelle der bisherigen United States Educational
Commission in Austria tritt. Diese Kommission
wird von der Österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika als eine binationale Organisation an-
erkannt, die zur Erleichterung der Durchführung
eines Erziehungs- und Kulturprogramms geschaf-
fen und eingerichtet wird, welches mit Mitteln,
die der Kommission für den erwähnten Zweck
zur Verfügung gestellt werden, finanziert wird.

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 3
des vorliegenden Abkommens unterliegt die
Kommission weder der innerstaatlichen Gesetz-
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gebung Österreichs noch derjenigen der Ver-
einigten Staaten von Amerika, soweit dieselbe
die Inanspruchnahme und Verausgabung von Gel-
dern und Krediten in Landeswährung sowie den
Erwerb und die Verwendung von Vermögen für
Zwecke, die im vorliegenden Abkommen fest-
gelegt sind, betrifft. Bezüglich der Mittel und
des Vermögens, welches allenfalls mit diesen Mit-
teln zur Förderung der erwähnten Zwecke er-
worben wird, genießt die Kommission seitens der
Österreichischen Bundesregierung jene Befrei-
ungen und Immunitäten, die einer fremden Re-
gierung zustehen.

Die Mittel, die gemäß dem vorliegenden Ab-
kommen und im Rahmen der darin festgelegten
Bedingungen und Beschränkungen zur Verfügung
gestellt werden (einschließlich jedes Zuwachses
an aus Veranlagung oder anderer Verwendung
anfallenden Zinsen oder sonstigen Erträgen)
werden von der Kommission verwendet für:

(1) die Finanzierung von Studien, For-
schungen, Unterricht und anderen Erzie-
hungstätigkeiten (i) von oder für Staats-
angehörige Österreichs in amerikanischen
Schulen oder Lehranstalten innerhalb oder
außerhalb des Gebietes der Vereinigten
Staaten von Amerika und (ii) von oder
für Staatsangehörige der Vereinigten Staa-
ten von Amerika in Österreich;

(2) die Finanzierung von Besuchen und eines
wechselseitigen Austausches von Studenten,
Praktikanten, Lehrern, Lehrbeauftragten
und Professoren zwischen Österreich und
den Vereinigten Staaten von Amerika; und

(3) die Finanzierung anderweitiger Erziehungs-
und Kulturprogramme und Tätigkeiten,
die in dem gemäß Artikel 3 des vorliegen-
den Abkommens genehmigten Vor-
anschlägen vorgesehen sind.

ARTIKEL 2

Zur Förderung der genannten Zwecke kann
die Kommission unter Beobachtung der Bestim-
mungen des vorliegenden Abkommens alle Be-
fugnisse ausüben, die zur Erreichung der Ziele
dieses Abkommens notwendig sind. Dabei kann
sie:

(1) Programme in Übereinstimmung mit den
Zwecken des vorliegenden Abkommens
planen, annehmen und durchführen.

(2) Dem Board of Foreign Scholarships der
Vereinigten Staaten von Amerika Stu-
denten, Praktikanten, Forschungsstipen-
diaten, Lehrer, Lehrbeauftragte und Pro-
fessoren, die in Österreich ansässig sind, so-
wie österreichische Institutionen zur Teil-
nahme am Programm empfehlen.
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(3) Studenten, Praktikanten, Forschungsstipen-
diaten, Lehrer, Lehrbeauftragte und Profes-
soren, die in den Vereinigten Staaten von
Amerika ansässig sind und die vom Board
of Foreign Scholarships zur Teilnahme am
Programm vorgeschlagen werden, geneh-
migen und ihnen einen Platz zuweisen.

(4) Dem Board of Foreign Scholarships jene
Qualifikationsrichtlinien zur Auswahl von
Teilnehmern an den Programmen empfeh-
len, die sie zur Erreichung der Zwecke und
Ziele dieses Abkommens für notwendig
erachtet.

(5) Den Finanzbevollmächtigten der Kommis-
sion oder eine andere von der Kommission
bestimmte Person zur Entgegennahme von
Geldmitteln ermächtigen, die auf Bank-
konten im Namen der Kommission zu
hinterlegen sind. Die Bestellung des Finanz-
bevollmächtigten oder jener anderen zu
bestimmenden Person ist von der Öster-
reichischen Bundesregierung und vom
Außenminister der Vereinigten Staaten von
Amerika zu genehmigen. Der Finanzbe-
vollmächtigte hinterlegt die eingegangenen
Geldmittel bei jener Depotstelle bzw.
jenen Depotstellen, die von der Österrei-
chischen Bundesregierung und vom Außen-
minister der Vereinigten Staaten von Ame-
rika genehmigt sind; er kann die Geld-
mittel in jenem Ausmaß, in dem sie nicht
für die laufende Tätigkeit benötigt werden,
in solchen Wertpapieren anlegen, die von
der Österreichischen Bundesregierung und
vom Außenminister der Vereinigten Staa-
ten von Amerika genehmigt werden.

(6) Die Ausgabe von Geldmitteln sowie die
Zuerkennung von Stipendien und Vorschüs-
sen für die genehmigten Zwecke des vor-
liegenden Abkommens einschließlich der
Bezahlung von in diesem Zusammenhang
auflaufenden Kosten für Beförderung,
Unterricht, Lebensunterhalt und von an-
deren Spesen genehmigen.

(7) Für die periodische Überprüfung der
Bücher des Finanzbevollmächtigten der
Kommission, wie sie durch die von der
Österreichischen Bundesregierung und vom
Außenminister der Vereinigten Staaten von
Amerika genehmigten Buchprüfer angeord-
net werden, sorgen.

(8) Einen geschäftsführenden Direktor oder
Funktionär sowie Verwaltungs- und Büro-
personal anstellen, deren Gehälter und
Löhne festsetzen und auszahlen sowie aus
den gemäß den Bestimmungen dieses Ab-
kommens zur Verfügung gestellten Mitteln
andere notwendig erachtete Verwaltungs-
ausgaben bestreiten.
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(9) Im Namen der Kommission, soweit dies
für notwendig und wünschenswert erachtet
wird, Vermögen erwerben, besitzen und
darüber verfügen;

(10) Erziehungs- und Kulturprogramme sowie
andere Tätigkeiten, welche den Zwecken
des vorliegenden Abkommens entsprechen,
aber nicht mit Geldern finanziert werden,
die im Rahmen des vorliegenden Abkom-
mens zur Verfügung gestellt werden, durch-
führen, bei deren Durchführung mitwir-
ken oder dieselben auf andere Weise er-
leichtern; dies jedoch unter der Voraus-
setzung, daß derartige Programme und
Tätigkeiten und die Rolle der Kommission
dabei in Jahres- oder Sonderberichten, wie
sie in Artikel 6 dieses Abkommens vor-
gesehen sind, an die Österreichische Bun-
desregierung und den Außenminister der
Vereinigten Staaten von Amerika in vollem
Umfang dargelegt werden, sowie unter der
weiteren Voraussetzung, daß weder von
der Österreichischen Bundesregierung noch
vom Außenminister der Vereinigten Staa-
ten von Amerika gegen die von der Kom-
mission ausgeübte oder ihr zugedachte
Funktion Einwände erhoben werden.

ARTIKEL 3

Alle Zahlungs- und sonstigen Verpflichtungen
sowie Ausgaben der Kommission erfolgen in
Übereinstimmung mit einem Jahresbudget, wel-
ches von der Österreichischen Bundesregierung
und dem Außenminister der Vereinigten Staaten
von Amerika genehmigt wird.

ARTIKEL 4

Die Kommission setzt sich aus zehn Mitglie-
dern zusammen, von denen fünf österreichische
Staatsangehörige und fünf Staatsangehörige der
Vereinigten Staaten von Amerika sind. Außer-
dem sind ein Vertreter der Österreichischen
Bundesregierung im Ministerrang und der lei-
tende Beamte der diplomatischen Mission der
Vereinigten Staaten von Amerika in Österreich
(in der Folge als „Missionschef" bezeichnet)
Ehrenvorsitzende der Kommission.

Die Österreichische Bundesregierung hat die
Befugnis, die österreichischen Staatsangehörigen
in die Kommission zu bestellen und sie zu ent-
heben. Der Missionschef hat die Befugnis, die
Staatsangehörigen der Vereinigten Staaten von
Amerika, von denen mindestens zwei Beamte
des Auswärtigen Dienstes der Vereinigten Staaten
von Amerika in Österreich sind, in die Kom-
mission zu ernennen und sie zu entheben.

Die Kommission wählt aus ihrer Mitte einen
Vorsitzenden, dem das Stimmrecht zusteht.
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Die Mitglieder üben ihre Funktion vom Zeit-
punkt ihrer Bestellung bis zum jeweils darauf-
folgenden 31. Dezember aus und können wieder
bestellt werden. Auf Grund von Rücktritten,
Wohnsitzverlegungen außerhalb Österreichs, Ab-
lauf der Funktionsperiode oder aus anderweitigen
Umständen freigewordene Posten werden gemäß
der in diesem Artikel erwähnten Weise besetzt.

Die Kommissionsmitglieder üben ihre Funktion
ohne Entgelt aus, die Kommission ist jedoch
ermächtigt, notwendige Spesen, die ihren Mit-
gliedern durch die Teilnahme an Kommissions-
sitzungen und durch die Erfüllung anderer von
der Kommission übertragener Aufgaben erwach-
sen, zu vergüten.

ARTIKEL 5

Die Kommission erläßt jene Statuten und setzt
jene Unterausschüsse ein, die sie für ihre Ge-
schäftsführung als notwendig erachtet.

ARTIKEL 6

Der Österreichischen Bundesregierung und dem
Außenminister der Vereinigten Staaten von Ame-
rika sind jährlich in Form und Inhalt geeignete
Berichte über die Tätigkeit der Kommission vor-
zulegen. Sonderberichte können nach Gutdünken
der Kommission oder über Wunsch der Öster-
reichischen Bundesregierung oder des Außen-
ministers der Vereinigten Staaten von Amerika
öfters erstattet werden.

ARTIKEL 7

Der Sitz der Kommission befindet sich in der
österreichischen Bundeshauptstadt, Zusammen-
künfte der Kommission oder ihrer Unteraus-
schüsse können hingegen auch an jedem anderen
Ort, den die Kommission jeweils bestimmt, ab-
gehalten werden. Die Tätigkeit der Funktionäre
oder des Personals der Kommission kann an
jedem Ort, der die Zustimmung der Kommis-
sion findet, ausgeübt werden.

ARTIKEL 8

Geldmittel und Vermögenswerte im Besitze der
United States Educational Commission in Austria,
die aus Beträgen stammen, welche dieser Kom-
mission von der Regierung der Vereinigten Staa-
ten von Amerika gemäß dem Übereinkommen
vom 6. Juni 1950 in der abgeänderten Fassung
zur Verfügung gestellt worden sind, stehen nun-
mehr der Kommission zur Verwendung für die
Zwecke des vorliegenden Abkommens zur Ver-
fügung.

Des weiteren stehen der Kommission für die
Zwecke dieses Abkommens jene Beträge zur Ver-
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fügung, welche in den im Zusammenhang mit der
Unterzeichnung des Abkommens über die ERP-
Counterpart-Regelung in Wien am 10. und
28. März 1961 ausgetauschten Noten erwähnt
sind.

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
stimmen darin überein, daß für die Zwecke dieses
Abkommens auch andere Geldmittel, die eine
der beiden Regierungen besitzt oder für Aus-
gaben zu den genannten Zwecken bereitstellen
kann, sowie Beiträge an die Kommission aus
anderen Quellen verwendet werden können.

Alle diese Geldmittel und jeder Zuwachs an
aus Veranlagung oder anderer Verwendung an-
fallenden Zinsen oder sonstigen Erträgen stehen
der Kommission zur Verausgabung für die
Zwecke des vorliegenden Abkommens in den
Grenzen des gemäß Artikel 3 erstellten Budgets
zur Verfügung.

ARTIKEL 9

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika
werden alle Anstrengungen unternehmen, um die
Durchführung von Programmen, die im vorlie-
genden Abkommen vorgesehen sind, zu erleich-
tern und jene Probleme zu lösen, die bei deren
Durchführung auftauchen.

ARTIKEL 10

Wo immer im vorliegenden Abkommen der
Ausdruck „Außenminister" gebraucht wird, ist
darunter der Außenminister der Vereinigten
Staaten von Amerika zu verstehen oder ein Be-
amter oder Angestellter der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika, der von ihm
bestimmt ist, in seinem Namen zu handeln.

ARTIKEL 11

Das vorliegende Abkommen kann durch den
Austausch diplomatischer Noten zwischen der
Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Vereinigten Staaten von Amerika ab-
geändert und ergänzt werden.

ARTIKEL 12

Das vorliegende Abkommen tritt an die Stelle
des zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Vereinigten Staaten
von Amerika abgeschlossenen, am 6. Juni 1950 in
Washington unterzeichneten Übereinkommens in
seiner abgeänderten Fassung.

Das vorliegende Abkommen tritt am Tage
seiner Unterzeichnung in Kraft.
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Zu Urkund dessen haben die hiezu von den beiden Regierungen gehörig bevollmächtigten
Vertreter das vorliegende Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Wien, in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und englischer Sprache, wobei
beide Texte authentisch sind, am 25. Juni 1963.

Für die Österreichische Bundesregierung:

For the Federal Government of Austria:

Kreisky m. p.

Für die Regierung der Vereinigten Staaten von
Amerika:

For the Government of the United States of
America:

Riddleberger m. p.

Dieses Abkommen ist gemäß seinem Artikel 12 Absatz 2 am 25. Juni 1963 in Kraft getreten.

Gorbach

2 1 4 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 3. Juli 1963 über die Ratifikation
der Abkommen über das einheitliche
Wechselgesetz, über Bestimmungen auf dem
Gebiete des internationalen Wechselprivat-
rechts und über das Verhältnis der Stempel-
gesetze zum Wechselrecht durch Luxemburg
sowie über einen Vorbehalt Schwedens zum
Abkommen über das einheitliche Wechsel-

gesetz.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen hat Luxemburg die Ab-
kommen über das einheitliche Wechselgesetz,
über Bestimmungen auf dem Gebiete des inter-
nationalen Wechselprivatrechts und über das Ver-
hältnis der Stempelgesetze zum Wechselrecht,
BGBl. Nr. 289/1932, ratifiziert.

Die Ratifikation des Abkommens über das ein-
heitliche Wechselgesetz erfolgte gemäß dessen
Artikel I unter den in den Artikeln 1, 4, 11,
12, 13, 15, 16, 18, 19 und 20 der Anlage II dieses
Abkommens vorgesehenen Vorbehalten.

Die drei vorgenannten Abkommen treten für
Luxemburg am 3. Juni 1963 in Kraft.

Weiters hat Schweden dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen am 21. Februar 1961 mit-
geteilt, daß es gemäß Artikel I Absatz 3 des Ab-
kommens über das einheitliche Wechselgesetz den
in Artikel 18 der Anlage II dieses Abkommens
vorgesehenen Vorbehalt macht.

Gorbach
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